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AsylG 2005 § 3 glltig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
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AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 gultig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013
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AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 gultig ab 01.06.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8§ 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
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B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
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Spruch

W231 2278527-1/14E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr. Birgit HAVRANEK als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde des XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, vertreten durch RAe Mag. Georg Burstmayr und Mag. Ralf
Niederhammer, gegen Spruchpunkt I. des Bescheides des Bundesamtes fiir Fremdenwesen und Asyl vom 01.08.2023,
ZI. XXXX , nach Durchfihrung einer mindlichen Beschwerdeverhandlung am 28.08.2024 zu RechtDas
Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr. Birgit HAVRANEK als Einzelrichterin Uber die Beschwerde
des romisch 40, geb. romisch 40, StA. Afghanistan, vertreten durch RAe Mag. Georg Burstmayr und Mag. Ralf
Niederhammer, gegen Spruchpunkt réomisch eins. des Bescheides des Bundesamtes fuir Fremdenwesen und Asyl vom
01.08.2023,

ZI. rémisch 40, nach Durchfiihrung einer mindlichen Beschwerdeverhandlung am 28.08.2024 zu Recht:

A)

I. Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemadRR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 der Status des Asylberechtigten
zuerkannt.romisch eins. Der Beschwerde wird stattgegeben und rémisch 40 gemal} Paragraph 3, Absatz eins, AsylG
2005 der Status des Asylberechtigten zuerkannt.

II. GemalR§ 3 Abs. 5 AsylG 2005 wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Fllichtlingseigenschaft
zukommt.romisch Il. Gemal3 Paragraph 3, Absatz 5, AsylG 2005 wird festgestellt, dass romisch 40 damit kraft Gesetzes
die Fluchtlingseigenschaft zukommt.

B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang: romisch eins. Verfahrensgang:

I.1. Der Beschwerdefihrer (,BF”), ein Staatsangehoriger Afghanistans, stellte nach unrechtmafliger Einreise in das
Osterreichische Bundesgebiet am 17.10.2022 einen Antrag auf internationalen Schutz. rémisch eins.1. Der
Beschwerdefihrer (,BF’), ein Staatsangehoriger Afghanistans, stellte nach unrechtmaRiger Einreise in das
Osterreichische Bundesgebiet am 17.10.2022 einen Antrag auf internationalen Schutz.

Im Rahmen der am selben Tag erfolgten niederschriftlichen Erstbefragung durch Organe des offentlichen
Sicherheitsdienstes gab der BF zu seinem Fluchtgrund befragt an, dass er in Afghanistan als Polizist und Bodyguard far
den afghanischen Prasidenten beschaftigt gewesen sei. Er habe daher Verfolgung durch die Taliban zu befirchten,
weswegen der BF und seine Familie das Herkunftsland verlassen hatten.

I.2. Am 21.06.2023 erfolgte eine niederschriftliche Einvernahme des BF vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und
Asyl (,BFA"). Dabei gab der BF im Wesentlichen an, in Jalalabad, Nangarhar, geboren und anschlieBend in Kabul
aufgewachsen zu sein. Seine Eltern und die jlingste Schwester des BF wirden nach wie vor in Afghanistan leben, aber
aufgrund der Probleme an einer anderen Adresse, in der Nahe des Onkels. Bis auf die jungste Schwester, die in
Osterreich sei, wiirden alle Geschwister des BF, drei Briider und drei weitere Schwestern, im Iran leben. Der BF stehe
ein bis zwei Mal im Monat mit seiner Familie Gber Social Media in Kontakt. Der BF habe im Herkunftsland zwélf Jahre

lang die Schule besucht und anschlieRend zwei Jahre lang studiert. Spater sei der BF mit seinem Bruder zur Polizei
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gegangen und sei mit der Hilfe seines Bruders, welcher bereits ldnger bei der Polizei tatig gewesen sei, als Mitarbeiter
im Prasidentenpalast angestellt worden. Zwolf Tage nach der Machtibernahme durch die Taliban habe der BF das
Herkunftsland verlassen. Zum Fluchtgrund befragt gab der BF an, dass er fUr die alte Regierung tatig gewesen sei und
sein Leben nunmehr in Afghanistan in Gefahr sei. Die Taliban seien die Feinde des BF gewesen. Da eine Schwester des
BF in Osterreich aufhiltig sei, sei er in das Bundesgebiet gereist. rémisch eins.2. Am 21.06.2023 erfolgte eine
niederschriftliche Einvernahme des BF vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (,BFA"). Dabei gab der BF im
Wesentlichen an, in Jalalabad, Nangarhar, geboren und anschlieRend in Kabul aufgewachsen zu sein. Seine Eltern und
die jlingste Schwester des BF wiirden nach wie vor in Afghanistan leben, aber aufgrund der Probleme an einer anderen
Adresse, in der Nahe des Onkels. Bis auf die jungste Schwester, die in Osterreich sei, wiirden alle Geschwister des BF,
drei Brder und drei weitere Schwestern, im Iran leben. Der BF stehe ein bis zwei Mal im Monat mit seiner Familie Gber
Social Media in Kontakt. Der BF habe im Herkunftsland zwolf Jahre lang die Schule besucht und anschlieBend zwei
Jahre lang studiert. Spater sei der BF mit seinem Bruder zur Polizei gegangen und sei mit der Hilfe seines Bruders,
welcher bereits langer bei der Polizei tatig gewesen sei, als Mitarbeiter im Prasidentenpalast angestellt worden. Zwolf
Tage nach der Machtibernahme durch die Taliban habe der BF das Herkunftsland verlassen. Zum Fluchtgrund befragt
gab der BF an, dass er flr die alte Regierung tatig gewesen sei und sein Leben nunmehr in Afghanistan in Gefahr sei.
Die Taliban seien die Feinde des BF gewesen. Da eine Schwester des BF in Osterreich aufhéltig sei, sei er in das
Bundesgebiet gereist.

Im Rahmen der Einvernahme legte der BF auch zahlreiche Dokumente zum Beweis seiner Identitdt und seines
Fluchtvorbringens vor, so u.a. einen Dienstausweis fiir das afghanische Innenministerium, einen
Personenschutzausweis des PPS (Presidential Protective Service), eine Burgschaftserklarung, dass der BF als
Personenschitzer arbeiten darf, Bestatigung des ehemaligen Abteilungschefs, dass der BF fur das PPS gearbeitet hat,
eine Aufnahmebestéatigung bei der Polizei, eine Beférderungsbestatigung als Offizier, sowie diverse (Schul)Zeugnisse
und Fotos des BF, die den BF in Uniform zeigen.

I.3. Mit dem angefochtenen Bescheid des BFA vom 01.08.2023 wurde der Antrag des BF bezlglich der Zuerkennung des
Status des Asylberechtigten von der belangten Behdrde gemaRR § 3 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen
(Spruchpunkt 1.). Der Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan wurde
gemal § 8 Abs. 1 AsylG 2005 zuerkannt (Spruchpunkt Il.) und eine befristete Aufenthaltsberechtigung fur ein Jahr
erteilt (Spruchpunkt Ill.).rémisch eins.3. Mit dem angefochtenen Bescheid des BFA vom 01.08.2023 wurde der Antrag
des BF bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten von der belangten Behdrde gemaR Paragraph 3,
Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt romisch eins.).
Der Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan wurde gemaf3 Paragraph 8,
Absatz eins, AsylG 2005 zuerkannt (Spruchpunkt romisch I.) und eine befristete Aufenthaltsberechtigung fur ein Jahr
erteilt (Spruchpunkt rémisch 111.).

Begrindend fihrte das BFA im Wesentlichen aus, dass der BF nur einer von Gber 3000 Sicherheitsbediensteten fir den
Prasidenten gewesen und er zu keinem Zeitpunkt 6ffentliche bekannt oder in medialen Berichten abgebildet worden
sei. Da der BF keine Fihrungsposition innehatte, gelte er auch nicht als ,high-profile” Person. Das Vorbringen, wonach
er den Taliban seinen Namen verraten hatte mussen, sei weder plausibel noch glaubhaft.

I.4. Gegen Spruchpunkt I. des gegenstandlichen Bescheides erhob der BF im Wege seiner Rechtsvertretung am
21.09.2023 fristgerecht Beschwerde. romisch eins.4. Gegen Spruchpunkt rémisch eins. des gegenstandlichen
Bescheides erhob der BF im Wege seiner Rechtsvertretung am 21.09.2023 fristgerecht Beschwerde.

Darin fuhrte er im Wesentlichen aus, dass ihm aufgrund seiner ehemaligen Tatigkeit fur den afghanischen Prasidenten
als Mitglied der PPS (Presidential Protective Service) trotz der von den Taliban versprochenen ,Generalamnestie” fur
ehemalige Regierungsmitarbeiter Verfolgung drohe. Der BF habe unter Beweis gestellt, ein Mitglied einer sehr
speziellen Sondereinheit, namlich der Sicherheitsgarde des Prasidentenpalastes, gewesen zu sein. Zudem habe der BF
den Taliban seine Identitatsdaten Ubergeben mussen, weshalb er den Taliban als Mitglied dieser Sondereinheit
bekannt sein musse und bei einer Rickkehr dem erheblichen Risiko von Verfolgungshandlungen ausgesetzt sei.

I.5. Am 28.08.2024 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine mindliche Beschwerdeverhandlung im Beisein des BF
und seiner Rechtsvertretung statt. Die belangte Behorde ist nicht erschienen. Der Bruder des BF sowie ein Freund der
Familie der Schwester wurden als Zeugen befragt.romisch eins.5. Am 28.08.2024 fand vor dem
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Bundesverwaltungsgericht eine mundliche Beschwerdeverhandlung im Beisein des BF und seiner Rechtsvertretung
statt. Die belangte Behorde ist nicht erschienen. Der Bruder des BF sowie ein Freund der Familie der Schwester
wurden als Zeugen befragt.

I.6. Nach der Verhandlung brachte der BF eine Stellungnahme ein und bekraftige erneut, dass er aufgrund seiner
ehemaligen Tatigkeit fir die PPS in Afghanistan von den Taliban verfolgt sei.rémisch eins.6. Nach der Verhandlung
brachte der BF eine Stellungnahme ein und bekraftige erneut, dass er aufgrund seiner ehemaligen Tatigkeit fur die PPS
in Afghanistan von den Taliban verfolgt sei.

II.1. Feststellungen:rémisch I1.1. Feststellungen:

I1.1.1. Der BF ist Staatsangehdoriger Afghanistans, Angehdriger der Volksgruppe der Paschtunen und bekennt sich zum
sunnitischen Islam. Die Muttersprache des BF ist Paschtu, dartber hinaus verfligt er Uber Kenntnisse der Sprachen
Dari und Uber geringfligige Deutschkenntnisse. romisch I1.1.1. Der BF ist Staatsangehoriger Afghanistans, Angehdriger
der Volksgruppe der Paschtunen und bekennt sich zum sunnitischen Islam. Die Muttersprache des BF ist Paschtu,
darlber hinaus verflgt er Uber Kenntnisse der Sprachen Dari und Uber geringfugige Deutschkenntnisse.

Der BF wurde in Jalalabad, Nangarhar, geboren. Im Alter von vier bis fUnf Jahren zog der BF mit seiner Familie nach
Kabul und lebte dort bis zu seiner Ausreise im Jahr 2021.

Drei Briider und drei Schwestern sowie die Tanten des BF ms. leben im Iran, eine weitere Schwester ist in Osterreich
aufhaltig, die Eltern leben in Afghanistan. Mit seinen Angehdrigen im Iran steht der BF in Kontakt.

Der BF ist traditionell verheiratet. Er hat keine Kinder. Auch seine Gattin lebt im Iran.

Im Herkunftsland besuchte der BF zwolf Jahre lang die Schule und schloss diese mit Matura ab. Im Anschluss studierte
der BF zwei Jahre und arbeitete dann weitere zwei Jahre in einem Krankenhaus. Danach ging der BF nach Ghazni und
begann mit seiner Tatigkeit fur die afghanischen Nationalpolizei. In der Folge wurde er bei der PPS (Presidential
Protective Service) aufgenommen und arbeitete als Sicherheitsbediensteter im Prasidentenpalast.

Der BF ist gesund und nimmt keine Medikamente. Er ist arbeitsfahig.
Der BF ist in Osterreich strafgerichtlich unbescholten.

Der BF verlieB im Sommer 2021 den Herkunftsstaat, reiste im Oktober 2022 unrechtmaRig in das Bundesgebiet ein
und stellte am 17.10.2022 einen Antrag auf internationalen Schutz. Mit Bescheid des BFA vom 01.08.2023 wurde dem
BF subsidiarer Schutz fur die Dauer eines Jahres zuerkannt.

I1.1.2. Zu den Fluchtgrunden des Beschwerdefuhrersromisch 11.1.2. Zu den Fluchtgrinden des Beschwerdefuhrers:

Bei einer Ruckkehr nach Afghanistan lauft der BF aufgrund seiner friheren Tatigkeit fur die PPS (Presidential Protective
Service) als Sicherheitsbediensteter im Prasidentenpalast Gefahr, im Sinne der Genfer Flichtlingskonvention aufgrund
des Merkmals der zumindest unterstellten politischen Gesinnung von den Taliban verfolgt zu werden.

I1.1.3. Zur mal3geblichen Situation im Herkunftslandrémisch 11.1.3. Zur maf3geblichen Situation im Herkunftsland:

I1.11.3.1. Auszug aus der Landerinformation der Staatendokumentation des BFA zu Afghanistan (Version 11,
10.04.2024):rémisch 11.1.3.1. Auszug aus der Landerinformation der Staatendokumentation des BFA zu Afghanistan
(Version 11, 10.04.2024):

Politische Lage
Letzte Anderung 2024-04-05 15:33

Die politischen Rahmenbedingungen in Afghanistan haben sich mit der Machtibernahme durch die Taliban im August
2021 grundlegend verandert (AA 26.6.2023). Die Taliban sind zu der ausgrenzenden, auf die Paschtunen
ausgerichteten, autokratischen Politik der Taliban-Regierung der spaten 1990er-Jahre zurtckgekehrt (UNSC 1.6.2023a).
Sie bezeichnen ihre Regierung als das "Islamische Emirat Afghanistan" (USIP 17.8.2022; vgl. VOA 1.10.2021), den Titel
des ersten Regimes, das sie in den 1990er-Jahren errichteten, und den sie wahrend ihres zwei Jahrzehnte
andauernden Aufstands auch fur sich selbst verwendeten. Das Emirat ist um einen obersten Fuhrer, den Emir, herum
organisiert, von dem man glaubt, dass er von Gott mit der Autoritat ausgestattet ist, alle Angelegenheiten des Staates
und der Gesellschaft zu beaufsichtigen. Seit ihrer Machtibernahme hat die Gruppe jedoch nur vage erklart, dass sie im
Einklang mit dem "islamischen Recht und den afghanischen Werten" regieren wird, und hat nur selten die rechtlichen



oder politischen Grundsatze dargelegt, die ihre Regeln und Verhaltensweise bestimmen (USIP 17.8.2022). Die
Verfassung von 2004 ist de facto ausgehebelt. Anklindigungen Uber die Erarbeitung einer neuen Verfassung sind
bislang ohne sichtbare Folgen geblieben. Die Taliban haben begonnen, staatliche und institutionelle Strukturen an ihre
religiosen und politischen Vorstellungen anzupassen. Im September 2022 betonte der Justizminister der Taliban, dass
eine Verfassung fur Afghanistan nicht notwendig sei (AA 26.6.2023).Die politischen Rahmenbedingungen in
Afghanistan haben sich mit der Machtibernahme durch die Taliban im August 2021 grundlegend verandert (AA
26.6.2023). Die Taliban sind zu der ausgrenzenden, auf die Paschtunen ausgerichteten, autokratischen Politik der
Taliban-Regierung der spaten 1990er-Jahre zurlckgekehrt (UNSC 1.6.2023a). Sie bezeichnen ihre Regierung als das
"Islamische Emirat Afghanistan" (USIP 17.8.2022; vergleiche VOA 1.10.2021), den Titel des ersten Regimes, das sie in
den 1990er-Jahren errichteten, und den sie wahrend ihres zwei Jahrzehnte andauernden Aufstands auch flr sich selbst
verwendeten. Das Emirat ist um einen obersten Fuhrer, den Emir, herum organisiert, von dem man glaubt, dass er von
Gott mit der Autoritat ausgestattet ist, alle Angelegenheiten des Staates und der Gesellschaft zu beaufsichtigen. Seit
ihrer Machtibernahme hat die Gruppe jedoch nur vage erklart, dass sie im Einklang mit dem "islamischen Recht und
den afghanischen Werten" regieren wird, und hat nur selten die rechtlichen oder politischen Grundsatze dargelegt, die
ihre Regeln und Verhaltensweise bestimmen (USIP 17.8.2022). Die Verfassung von 2004 ist de facto ausgehebelt.
Anklndigungen Uber die Erarbeitung einer neuen Verfassung sind bislang ohne sichtbare Folgen geblieben. Die
Taliban haben begonnen, staatliche und institutionelle Strukturen an ihre religidsen und politischen Vorstellungen
anzupassen. Im September 2022 betonte der Justizminister der Taliban, dass eine Verfassung fir Afghanistan nicht
notwendig sei (AA 26.6.2023).

Nach ihrer Machtibernahme in Afghanistan Ubernahmen die Taliban auch schnell staatliche Institutionen (USIP
17.8.2022) und erklarten Haibatullah Akhundzada zu ihrem obersten Fuhrer (Afghan Bios 7.7.2022a; vgl. REU
7.9.2021a, VOA 19.8.2021). Er kundigte an, dass alle Regierungsangelegenheiten und das Leben in Afghanistan den
Gesetzen der Scharia unterworfen werden (ORF 8.9.2021; vgl. DIP 4.1.2023). Haibatullah hat sich dem Druck von aul3en,
seine Politik zu maRigen, widersetzt (UNSC 1.6.2023a) und baut seinen Einfluss auf Regierungsentscheidungen auf
nationaler und subnationaler Ebene auch im Jahr 2023 weiter aus (UNGA 20.6.2023). Es gibt keine Anzeichen dafur,
dass andere in Kabul ansassige Taliban-Fihrer die Politik wesentlich beeinflussen kénnen. Kurz- bis mittelfristig
bestehen kaum Aussichten auf eine Anderung (UNSC 1.6.2023a). Innerhalb weniger Wochen nach der
Machtibernahme kiindigten die Taliban "Interims"-Besetzungen fur alle Ministerien bis auf ein einziges an, wobei die
Organisationsstruktur der vorherigen Regierung beibehalten wurde (USIP 17.8.2022) - das Ministerium fur
Frauenangelegenheiten blieb unbesetzt und wurde spater aufgelost (USIP 17.8.2022; vgl. HRW 4.10.2021). Alle
amtierenden Minister waren hochrangige Taliban-Flihrer; es wurden keine externen politischen Personlichkeiten
ernannt, die Uberwaltigende Mehrheit war paschtunisch, und alle waren Manner. Seitdem haben die Taliban die
interne Struktur verschiedener Ministerien mehrfach geandert und das Ministerium fur die Verbreitung der Tugend
und die Verhltung des Lasters wiederbelebt, das in den 1990er-Jahren als strenge "Sittenpolizei" bertchtigt war, die
strenge Vorschriften flr das soziale Verhalten durchsetzte (USIP 17.8.2022). Beziiglich der Verwaltung haben die
Taliban Mitte August 2021 nach und nach die Behdérden und Ministerien Ubernommen. Sie riefen die bisherigen
Beamten und Regierungsmitarbeiter dazu auf, wieder in den Dienst zurlckzukehren, ein Aufruf, dem manche von
ihnen auch folgten (ICG 24.8.2021; vgl. USDOS 12.4.2022a), wobei weibliche Angestellte aufgefordert wurden, zu Hause
zu bleiben (BBC 19.9.2021; vgl. Guardian 20.9.2021). Die fur die Wahlen zustdndigen Institutionen, sowie die
Unabhangige Menschenrechtskommission, der Nationale Sicherheitsrat und die Sekretariate der Parlamentskammern
wurden abgeschafft (AA 26.6.2023).Nach ihrer Machtibernahme in Afghanistan Gbernahmen die Taliban auch schnell
staatliche Institutionen (USIP 17.8.2022) und erklarten Haibatullah Akhundzada zu ihrem obersten Fuhrer (Afghan Bios
7.7.20223; vergleiche REU 7.9.2021a, VOA 19.8.2021). Er kindigte an, dass alle Regierungsangelegenheiten und das
Leben in Afghanistan den Gesetzen der Scharia unterworfen werden (ORF 8.9.2021; vergleiche DIP 4.1.2023).
Haibatullah hat sich dem Druck von auBen, seine Politik zu maRigen, widersetzt (UNSC 1.6.2023a) und baut seinen
Einfluss auf Regierungsentscheidungen auf nationaler und subnationaler Ebene auch im Jahr 2023 weiter aus (UNGA
20.6.2023). Es gibt keine Anzeichen daflir, dass andere in Kabul ansassige Taliban-Fihrer die Politik wesentlich
beeinflussen kénnen. Kurz- bis mittelfristig bestehen kaum Aussichten auf eine Anderung (UNSC 1.6.2023a). Innerhalb
weniger Wochen nach der Machttbernahme kindigten die Taliban "Interims"-Besetzungen fir alle Ministerien bis auf
ein einziges an, wobei die Organisationsstruktur der vorherigen Regierung beibehalten wurde (USIP 17.8.2022) - das
Ministerium fUr Frauenangelegenheiten blieb unbesetzt und wurde spéater aufgeldst (USIP 17.8.2022; vergleiche HRW



4.10.2021). Alle amtierenden Minister waren hochrangige Taliban-Fihrer; es wurden keine externen politischen
Persénlichkeiten ernannt, die Uberwaltigende Mehrheit war paschtunisch, und alle waren Manner. Seitdem haben die
Taliban die interne Struktur verschiedener Ministerien mehrfach geandert und das Ministerium flr die Verbreitung der
Tugend und die Verhitung des Lasters wiederbelebt, das in den 1990er-Jahren als strenge "Sittenpolizei" beruchtigt
war, die strenge Vorschriften fir das soziale Verhalten durchsetzte (USIP 17.8.2022). BezUglich der Verwaltung haben
die Taliban Mitte August 2021 nach und nach die Behdrden und Ministerien Gbernommen. Sie riefen die bisherigen
Beamten und Regierungsmitarbeiter dazu auf, wieder in den Dienst zurtckzukehren, ein Aufruf, dem manche von
ihnen auch folgten (ICG 24.8.2021; vergleiche USDOS 12.4.2022a), wobei weibliche Angestellte aufgefordert wurden, zu
Hause zu bleiben (BBC 19.9.2021; vergleiche Guardian 20.9.2021). Die fur die Wahlen zustandigen Institutionen, sowie
die Unabhdngige Menschenrechtskommission, der Nationale Sicherheitsrat und die Sekretariate der
Parlamentskammern wurden abgeschafft (AA 26.6.2023).

Der Ernennung einer aus 33 Mitgliedern bestehenden geschaftsfilhrenden Ubergangsregierung im September 2021
folgten zahlreiche Neuernennungen und Umbesetzungen auf nationaler, Provinz- und Distriktebene in den folgenden
Monaten, wobei Frauen weiterhin gar nicht und nicht-paschtunische Bevodlkerungsgruppen nur in geringem Umfang
bertcksichtigt wurden (AA 26.6.2023).

Die Regierung der Taliban wird von Mohammad Hassan Akhund gefiihrt. Er ist Vorsitzender der Minister, eine Art
Premierminister. Akhund ist ein wenig bekanntes Mitglied des hdochsten Fihrungszirkels der Taliban, der sogenannten
Rahbari-Schura, besser bekannt als Quetta-Schura (NZZ 8.9.2021; vgl. REU 7.9.2021b, Afghan Bios 18.7.2023).Die
Regierung der Taliban wird von Mohammad Hassan Akhund gefihrt. Er ist Vorsitzender der Minister, eine Art
Premierminister. Akhund ist ein wenig bekanntes Mitglied des hdochsten Fihrungszirkels der Taliban, der sogenannten
Rahbari-Schura, besser bekannt als Quetta-Schura (NZZ 8.9.2021; vergleiche REU 7.9.2021b, Afghan Bios 18.7.2023).

Stellvertretende vorlaufige Premierminister sind Abdul Ghani Baradar (A] 7.9.2021; vgl. REU 7.9.2021b, Afghan Bios
16.2.2022), der die Taliban bei den Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten in Doha vertrat und das Abkommen
mit ihnen am 29.2.2021 unterzeichnete (A] 7.9.2021; vgl. VOA 29.2.2020), und Abdul Salam Hanafi (REU 7.9.2021b; vgl.
Afghan Bios 7.7.2022b), der unter dem ersten Taliban-Regime Bildungsminister war (Afghan Bios 7.7.2022b; vgl. UNSC
0.D.a). Im Oktober 2021 wurde Maulvi Abdul Kabir zum dritten stellvertretenden Premierminister ernannt (Afghan Bios
27.11.2023; vgl. 8am 5.10.2021, UNGA 28.1.2022).Stellvertretende vorldufige Premierminister sind Abdul Ghani
Baradar (A] 7.9.2021; vergleiche REU 7.9.2021b, Afghan Bios 16.2.2022), der die Taliban bei den Verhandlungen mit den
Vereinigten Staaten in Doha vertrat und das Abkommen mit ihnen am 29.2.2021 unterzeichnete (A] 7.9.2021;
vergleiche VOA 29.2.2020), und Abdul Salam Hanafi (REU 7.9.2021b; vergleiche Afghan Bios 7.7.2022b), der unter dem
ersten Taliban-Regime Bildungsminister war (Afghan Bios 7.7.2022b; vergleiche UNSC o.D.a). Im Oktober 2021 wurde
Maulvi Abdul Kabir zum dritten stellvertretenden Premierminister ernannt (Afghan Bios 27.11.2023; vergleiche 8am
5.10.2021, UNGA 28.1.2022).

Weitere Mitglieder der vorlaufigen Taliban-Regierung sind unter anderem Sirajuddin Haqgqgani, der Leiter des Haqqani-
Netzwerkes (Afghan Bios 4.3.2023; vgl. JF 5.11.2021) als Innenminister (REU 7.9.2021b; vgl. Afghan Bios 4.3.2023) und
Amir Khan Mattaqgi als AuBenminister (REU 7.9.2021b; vgl. Afghan Bios 14.12.2023), welcher die Taliban bei den
Verhandlungen mit den Vereinten Nationen vertrat und im ersten Taliban-Regime unter anderem den Posten des
Kulturministers innehatte (Afghan Bios 14.12.2023; vgl. UNSC o.D.b). Der Verteidigungsminister der vorlaufigen
Taliban-Regierung ist Mohammed Yaqoob (REU 7.9.2021b; vgl. Afghan Bios 6.9.2023), dem 2020 der Posten des
militarischen Leiters der Taliban verliehen wurde (Afghan Bios 6.9.2023; vgl. RFE/RL 29.8.2020).Weitere Mitglieder der
vorlaufigen Taliban-Regierung sind unter anderem Sirajuddin Haqgani, der Leiter des Haqqani-Netzwerkes (Afghan
Bios 4.3.2023; vergleiche JF 5.11.2021) als Innenminister (REU 7.9.2021b; vergleiche Afghan Bios 4.3.2023) und Amir
Khan Mattagi als AuRenminister (REU 7.9.2021b; vergleiche Afghan Bios 14.12.2023), welcher die Taliban bei den
Verhandlungen mit den Vereinten Nationen vertrat und im ersten Taliban-Regime unter anderem den Posten des
Kulturministers innehatte (Afghan Bios 14.12.2023; vergleiche UNSC 0.D.b). Der Verteidigungsminister der vorlaufigen
Taliban-Regierung ist Mohammed Yaqoob (REU 7.9.2021b; vergleiche Afghan Bios 6.9.2023), dem 2020 der Posten des
militarischen Leiters der Taliban verliehen wurde (Afghan Bios 6.9.2023; vergleiche RFE/RL 29.8.2020).

Sah es in den ersten sechs Monaten ihrer Herrschaft so aus, als ob das Kabinett unter dem Vorsitz des
Premierministers die Regierungspolitik bestimmen wirde, wurden die Minister in groBen und kleinen Fragen
zunehmend vom Emir, Haibatullah Akhundzada, Uberstimmt (USIP 17.8.2022). Diese Dynamik wurde am 23.3.2022



offentlich sichtbar, als der Emir in letzter Minute die lange versprochene Rickkehr der Madchen in die Oberschule
kippte (USIP 17.8.2022; vgl. RFE/RL 24.3.2022, UNGA 15.6.2022). Seitdem ist die Bildung von Madchen und Frauen und
andere umstrittene Themen ins Stocken geraten, da pragmatische Taliban-Fihrer dem Emir nachgeben, der sich von
ultrakonservativen Taliban-Klerikern beraten lasst. Auslandische Diplomaten haben begonnen, von "duellierenden
Machtzentren" zwischen den in Kabul und Kandahar ansassigen Taliban zu sprechen (USIP 17.8.2022) und es gibt auch
Kritik innerhalb der Taliban, beispielsweise als im Mai 2022 ein hochrangiger Taliban-Beamter als erster die Taliban-
FUhrung offen fur ihre repressive Politik in Afghanistan kritisierte (RFE/RL 3.6.2022a). Doch der Emir und sein Kreis von
Beratern und Vertrauten in Kandahar kontrollieren nicht jeden Aspekt der Regierungsfuhrung. Mehrere Ad-hoc-
Ausschisse wurden ernannt, um die Politik zu untersuchen und einen Konsens zu finden, wahrend andere
Ausschusse Prozesse wie die Verséhnung und die Ruckkehr politischer Personlichkeiten nach Afghanistan umsetzen.
Viele politische MaBnahmen unterscheiden sich immer noch stark von einer Provinz zur anderen des Landes. Die
Taliban-Beamten haben sich, wie schon wahrend ihres Aufstands, als flexibel erwiesen, je nach den Erwartungen der
lokalen Gemeinschaften. DarlUber hinaus werden viele Probleme nach wie vor Uber persénliche Beziehungen zu
einflussreichen Taliban-Figuren geldst, unabhdngig davon, ob deren offizielle Position in der Regierung fur das Problem
verantwortlich ist (USIP 17.8.2022).Sah es in den ersten sechs Monaten ihrer Herrschaft so aus, als ob das Kabinett
unter dem Vorsitz des Premierministers die Regierungspolitik bestimmen wiirde, wurden die Minister in groBen und
kleinen Fragen zunehmend vom Emir, Haibatullah Akhundzada, Uberstimmt (USIP 17.8.2022). Diese Dynamik wurde
am 23.3.2022 offentlich sichtbar, als der Emir in letzter Minute die lange versprochene Rickkehr der Madchen in die
Oberschule kippte (USIP 17.8.2022; vergleiche RFE/RL 24.3.2022, UNGA 15.6.2022). Seitdem ist die Bildung von
Madchen und Frauen und andere umstrittene Themen ins Stocken geraten, da pragmatische Taliban-Fihrer dem Emir
nachgeben, der sich von ultrakonservativen Taliban-Klerikern beraten lasst. Auslandische Diplomaten haben
begonnen, von "duellierenden Machtzentren" zwischen den in Kabul und Kandahar ansassigen Taliban zu sprechen
(USIP 17.8.2022) und es gibt auch Kritik innerhalb der Taliban, beispielsweise als im Mai 2022 ein hochrangiger Taliban-
Beamter als erster die Taliban-FUhrung offen fur ihre repressive Politik in Afghanistan kritisierte (RFE/RL 3.6.2022a).
Doch der Emir und sein Kreis von Beratern und Vertrauten in Kandahar kontrollieren nicht jeden Aspekt der
Regierungsfiihrung. Mehrere Ad-hoc-Ausschiisse wurden ernannt, um die Politik zu untersuchen und einen Konsens
zu finden, wahrend andere Ausschiisse Prozesse wie die Verséhnung und die Rickkehr politischer Persdnlichkeiten
nach Afghanistan umsetzen. Viele politische MaBnahmen unterscheiden sich immer noch stark von einer Provinz zur
anderen des Landes. Die Taliban-Beamten haben sich, wie schon wahrend ihres Aufstands, als flexibel erwiesen, je
nach den Erwartungen der lokalen Gemeinschaften. Darlber hinaus werden viele Probleme nach wie vor Uber
persoénliche Beziehungen zu einflussreichen Taliban-Figuren geldst, unabhangig davon, ob deren offizielle Position in
der Regierung fur das Problem verantwortlich ist (USIP 17.8.2022).

In seiner traditionellen jahrlichen Botschaft zum muslimischen Feiertag Eid al-Fitr im Jahr 2023 sagte Haibatullah
Akhundzada, sein Land winsche sich positive Beziehungen zu seinen Nachbarn, den islamischen Landern und der
Welt, doch durfe sich kein Land in deren innere Angelegenheiten einmischen. Er vermied es, direkt auf das
Bildungsverbot von Madchen und die Beschaftigungseinschrankungen von Frauen einzugehen, sagte jedoch, dass die
Taliban-Regierung bedeutende Reformen in den Bereichen Kultur, Bildung, Wirtschaft, Medien und anderen Bereichen
eingeleitet hat, und "die schlechten intellektuellen und moralischen Auswirkungen der 20-jahrigen Besatzung" dabei
seien, zu Ende zu gehen (AnA 18.4.2023; vgl. BAMF 30.6.2023).In seiner traditionellen jahrlichen Botschaft zum
muslimischen Feiertag Eid al-Fitr im Jahr 2023 sagte Haibatullah Akhundzada, sein Land winsche sich positive
Beziehungen zu seinen Nachbarn, den islamischen Landern und der Welt, doch dirfe sich kein Land in deren innere
Angelegenheiten einmischen. Er vermied es, direkt auf das Bildungsverbot von Madchen und die
Beschaftigungseinschrankungen von Frauen einzugehen, sagte jedoch, dass die Taliban-Regierung bedeutende
Reformen in den Bereichen Kultur, Bildung, Wirtschaft, Medien und anderen Bereichen eingeleitet hat, und "die
schlechten intellektuellen und moralischen Auswirkungen der 20-jahrigen Besatzung" dabei seien, zu Ende zu gehen
(AnA 18.4.2023; vergleiche BAMF 30.6.2023).

Anfang Juni 2023 wurde berichtet, dass es Anzeichen dafiir gibt, dass die Taliban die Stadt Kandahar zu ihrem
Stutzpunkt machen wirden. Dies wir als ein Zeichen fur den schwindenden Einfluss der gemafigteren Taliban-
Mitglieder in der Hauptstadt Kabul gesehen, wahrend das Regime seine repressive Politik weiter verscharft. In den
letzten Monaten haben Vertreter des Regimes Delegationen aus Japan und Katar nach Kandahar eingeladen, anstatt
sich mit anderen Beamten in Kabul zu treffen. Der oberste Sprecher der Taliban, Zabihullah Mujahid, und ein zweiter



Informationsbeauftragter aus Nordafghanistan, Inamullah Samangani, wurden von ihren Buros in Kabul nach
Kandahar verlegt (WP 5.6.2023; vgl. BAMF 30.6.2023).Anfang Juni 2023 wurde berichtet, dass es Anzeichen dafur gibt,
dass die Taliban die Stadt Kandahar zu ihrem Stutzpunkt machen wirden. Dies wir als ein Zeichen fir den
schwindenden Einfluss der gemaRigteren Taliban-Mitglieder in der Hauptstadt Kabul gesehen, wahrend das Regime
seine repressive Politik weiter verscharft. In den letzten Monaten haben Vertreter des Regimes Delegationen aus Japan
und Katar nach Kandahar eingeladen, anstatt sich mit anderen Beamten in Kabul zu treffen. Der oberste Sprecher der
Taliban, Zabihullah Mujahid, und ein zweiter Informationsbeauftragter aus Nordafghanistan, Inamullah Samangani,
wurden von ihren Buros in Kabul nach Kandahar verlegt (WP 5.6.2023; vergleiche BAMF 30.6.2023).

Im Mai 2023 traf sich der AuBenminister der Taliban mit seinen Amtskollegen aus Pakistan und China in Islamabad. Im
Mittelpunkt des Treffens stand die Einbeziehung Afghanistans in den chinesisch-pakistanischen Wirtschaftskorridor
(CPEC) sowie die Situation von Frauen in Afghanistan (AnA 5.5.2023; vgl. VOA 6.5.2023).Im Mai 2023 traf sich der
AuBenminister der Taliban mit seinen Amtskollegen aus Pakistan und China in Islamabad. Im Mittelpunkt des Treffens
stand die Einbeziehung Afghanistans in den chinesisch-pakistanischen Wirtschaftskorridor (CPEC) sowie die Situation
von Frauen in Afghanistan (AnA 5.5.2023; vergleiche VOA 6.5.2023).

Am 22.11.2023 verkindeten die Taliban den Abschluss einer zweitdgigen Kabinettssitzung in der Provinz Kandahar
unter der Leitung von Hebatullah Akhundzada. Auffallend war, dass Themen wie das Recht der Frauen auf Arbeit und
Zugang zu Bildung sowie ihre Teilhabe an der Gesellschaft nicht Gegenstand der Beratungen waren. Es wurden
Gesprache Uber Themen wie die Ruckfihrung von Migranten, die Entwicklung diplomatischer Beziehungen zur
Bewaltigung bestehender Probleme, Import-Export- und Transitfragen sowie die Beibehaltung der Geldpolitik der
Taliban gefuhrt (AT 22.11.2023; vgl. AMU 22.11.2023).Am 22.11.2023 verklindeten die Taliban den Abschluss einer
zweitagigen Kabinettssitzung in der Provinz Kandahar unter der Leitung von Hebatullah Akhundzada. Auffallend war,
dass Themen wie das Recht der Frauen auf Arbeit und Zugang zu Bildung sowie ihre Teilhabe an der Gesellschaft nicht
Gegenstand der Beratungen waren. Es wurden Gesprache Uber Themen wie die Ruckfihrung von Migranten, die
Entwicklung diplomatischer Beziehungen zur Bewaéltigung bestehender Probleme, Import-Export- und Transitfragen
sowie die Beibehaltung der Geldpolitik der Taliban gefiihrt (AT 22.11.2023; vergleiche AMU 22.11.2023).

Sicherheitslage
Letzte Anderung 2024-04-05 15:33

Seit der Machtibernahme der Taliban in Kabul am 15.8.2021 ist das allgemeine AusmafR des Konfliktes
zurlckgegangen (UNGA 28.1.2022, vgl. UNAMA 27.6.2023). Nach Angaben der Vereinten Nationen gab es
beispielsweise weniger konfliktbedingte Sicherheitsvorfalle wie bewaffnete ZusammenstoRe, Luftangriffe und
improvisierte Sprengsatze (IEDs) (UNGA 28.1.2022) sowie eine geringere Zahl von Opfern unter der Zivilbevolkerung
(UNAMA 27.6.2023; vgl. UNAMA 7.2022). Die Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) hat jedoch
weiterhin ein erhebliches Ausmal an zivilen Opfern durch vorsatzliche Angriffe mit improvisierten Sprengsatzen (IEDs)
dokumentiert (UNAMA 27.6.2023).Seit der Machtibernahme der Taliban in Kabul am 15.8.2021 ist das allgemeine
Ausmal3 des Konfliktes zurlickgegangen (UNGA 28.1.2022, vergleiche UNAMA 27.6.2023). Nach Angaben der Vereinten
Nationen gab es beispielsweise weniger konfliktbedingte Sicherheitsvorfdlle wie bewaffnete ZusammenstoRe,
Luftangriffe und improvisierte Sprengsatze (IEDs) (UNGA 28.1.2022) sowie eine geringere Zahl von Opfern unter der
Zivilbevolkerung (UNAMA 27.6.2023; vergleiche UNAMA 7.2022). Die Hilfsmission der Vereinten Nationen in
Afghanistan (UNAMA) hat jedoch weiterhin ein erhebliches Ausmalf3 an zivilen Opfern durch vorsatzliche Angriffe mit
improvisierten Sprengsatzen (IEDs) dokumentiert (UNAMA 27.6.2023).

UNAMA registrierte im Zeitraum 15.08.2021 - 30.05.2023 mindestens 3.774 zivile Opfer, davon 1.095 Tote (UNAMA
27.6.2023; vgl. AA 26.6.2023) und vom 20.5.2023 bis 22.10.2023 mindestens 344 zivile Opfer, davon 96 Tote (UNGA
18.9.2023; vgl. UNGA 1.12.2023). Im Vergleich waren es in den ersten sechs Monaten nach der Machtibernahme der
Taliban 1.153 zivile Opfer, davon 397 Tote, wahrend es in der ersten Jahreshalfte 2021 (also vor der Machtibernahme
der Taliban) 5.183 zivile Opfer, davon 1.659 Tote gab. In der Mehrzahl handelte es sich um Anschlédge durch
Selbstmordattentater und IEDs. Bei Anschlagen auf religiose Statten wurden 1.218 Opfer, inkl. Frauen und Kinder,
verletzt oder getdtet. 345 Opfer wurden unter den mehrheitlich schiitischen Hazara gefordert. Bei Angriffen auf die
Taliban wurden 426 zivile Opfer registriert (AA 26.6.2023).UNAMA registrierte im Zeitraum 15.08.2021 - 30.05.2023
mindestens 3.774 zivile Opfer, davon 1.095 Tote (UNAMA 27.6.2023; vergleiche AA 26.6.2023) und vom 20.5.2023 bis



22.10.2023 mindestens 344 zivile Opfer, davon 96 Tote (UNGA 18.9.2023; vergleiche UNGA 1.12.2023). Im Vergleich
waren es in den ersten sechs Monaten nach der Machtibernahme der Taliban 1.153 zivile Opfer, davon 397 Tote,
wahrend es in der ersten Jahreshalfte 2021 (also vor der Machtibernahme der Taliban) 5.183 zivile Opfer, davon 1.659
Tote gab. In der Mehrzahl handelte es sich um Anschlage durch Selbstmordattentdter und IEDs. Bei Anschlagen auf
religiose Statten wurden 1.218 Opfer, inkl. Frauen und Kinder, verletzt oder getétet. 345 Opfer wurden unter den
mehrheitlich schiitischen Hazara gefordert. Bei Angriffen auf die Taliban wurden 426 zivile Opfer registriert (AA
26.6.2023).

Im Jahr 2023 war ein Ruckgang der von ACLED (Armed Conflict Location & Event Data Project) und UCDP (Uppsala
Conflict Data Program) erfassten sicherheitsrelevanten Vorfdlle zu verzeichnen. Die Zahl der von ACLED bis September
2023 erfassten Ereignisse ging im Vergleich zum selben Zeitraum im Jahr 2022 um 34,8 % zurick (1.979 gegenlber 689
Ereignissen), wahrend die UCDP-Daten flir denselben Zeitraum einen Riickgang um 48,2 % anzeigten (720 gegentber
347 Ereignissen) (EUAA 12.2023; vgl. ACLED 17.10.2023).Im Jahr 2023 war ein Rickgang der von ACLED (Armed Conflict
Location & Event Data Project) und UCDP (Uppsala Conflict Data Program) erfassten sicherheitsrelevanten Vorfalle zu
verzeichnen. Die Zahl der von ACLED bis September 2023 erfassten Ereignisse ging im Vergleich zum selben Zeitraum
im Jahr 2022 um 34,8 % zurick (1.979 gegenlber 689 Ereignissen), wahrend die UCDP-Daten flir denselben Zeitraum
einen Ruckgang um 48,2 % anzeigten (720 gegentber 347 Ereignissen) (EUAA 12.2023; vergleiche ACLED 17.10.2023).

Nach Angaben der Vereinten Nationen entwickelten sich die sicherheitsrelevanten Vorfalle seit der Machtiibernahme
der Taliban folgend:

? 19.8.2021 - 31.12.2021: 985 sicherheitsrelevante Vorfalle (Riickgang von 91 % gegeniiber dem Vorjahr) (UNGA
28.1.2022)

? 1.1.2022 - 21.5.2022: 2.105 sicherheitsrelevante Vorfalle (Rickgang von 467 % gegenlber dem Vorjahr) (UNGA
15.6.2022)

? 22.5.2022 - 16.8.2022: 1.642 sicherheitsrelevante Vorfalle (Ruckgang von 77,5 % gegeniber dem Vorjahr) (UNGA
14.9.2022)

? 17.8.2022 - 13.11.2022: 1.587 sicherheitsrelevante Vorfalle (Anstieg von 23 % gegenlber dem Vorjahr) (UNGA
7.12.2022)
? 14.11.2022 - 31.1.2023: 1.088 sicherheitsrelevante Vorfalle (Anstieg von 10 % gegenlber dem Vorjahr) (UNGA
27.2.2023)
? 1.2.2023 - 20.5.2023: 1.650 sicherheitsrelevante Vorfalle (Rickgang von 1 % gegenlUber dem Vorjahr) (UNGA
20.6.2023)
? 25.5.2023 - 31.7.2023: 1.259 sicherheitsrelevante Vorfalle (Anstieg von 1 % gegenliber dem Vorjahr) (UNGA
18.9.2023)
? 1.8.2023 - 21.10.2023: 1.414 sicherheitsrelevante Vorfalle (Rickgang von 2 % gegenlber dem Vorjahr) (UNGA
1.12.2023)

Ende 2022 und wahrend des Jahres 2023 nehmen die ZusammenstdRe zwischen bewaffneten Gruppierungen und den
Taliban weiter ab (UNGA 27.2.2023; vgl. UNGA 20.6.2023, UNGA 18.9.2023, UNGA 20.6.2023), wobei diese nach
Einschatzung der Vereinten Nationen den Taliban die Kontrolle Uber ihr Gebiet nicht streitig machen kénnen (UNGA
1.12.2023). Die dem Taliban-Verteidigungsministerium unterstehenden Sicherheitskradfte fluhrten weiterhin
Operationen gegen Oppositionskampfer durch, darunter am 11.4.2023 eine Operation gegen die Afghanische
Freiheitsfront (AFF) im Distrikt Salang in der Provinz Parwan, bei der Berichten zufolge acht Oppositionskampfer
getdtet wurden (UNGA 20.6.2023).Ende 2022 und wahrend des Jahres 2023 nehmen die ZusammenstdRe zwischen
bewaffneten Gruppierungen und den Taliban weiter ab (UNGA 27.2.2023; vergleiche UNGA 20.6.2023, UNGA
18.9.2023, UNGA 20.6.2023), wobei diese nach Einschatzung der Vereinten Nationen den Taliban die Kontrolle tGber ihr
Gebiet nicht streitig machen kénnen (UNGA 1.12.2023). Die dem Taliban-Verteidigungsministerium unterstehenden
Sicherheitskrafte fuhrten weiterhin Operationen gegen Oppositionskampfer durch, darunter am 11.4.2023 eine
Operation gegen die Afghanische Freiheitsfront (AFF) im Distrikt Salang in der Provinz Parwan, bei der Berichten
zufolge acht Oppositionskampfer getdtet wurden (UNGA 20.6.2023).



Ca. 50 % der sicherheitsrelevanten Vorfalle des Jahres 2023 entfielen auf die Regionen im Norden, Osten und Westen
wobei die Provinzen Nangarhar, Kunduz, Herat (UNGA 20.6.2023), Takhar (UNGA 18.9.2023) und Kabul am starksten
betroffen waren (UNGA 1.12.2023).

Die Vereinten Nationen berichten, dass Afghanistan nach wie vor ein Ort von globaler Bedeutung fir den Terrorismus
ist, da etwa 20 terroristische Gruppen in dem Land operieren. Es wird vermutet, dass das Ziel dieser Terrorgruppen
darin besteht, ihren jeweiligen Einfluss in der Region zu verbreiten und theokratische Quasi-Staatsgebilde zu errichten
(UNSC 25.7.2023). Die Grenzen zwischen Mitgliedern von Al-Qaida und mit ihr verbundenen Gruppen, einschlieBlich
TTP (Tehreek-e Taliban Pakistan), und der Gruppierung Islamischer Staat Khorasan Provinz (ISKP) sind zuweilen
flieBend, wobei sich Einzelpersonen manchmal mit mehr als einer Gruppe identifizieren und die Tendenz besteht, sich

der dominierenden oder aufsteigenden Macht zuzuwenden (UNSC 25.7.2023).

Hatten sich die Aktivitaten des ISKP nach der Machtibernahme der Taliban zunachst verstarkt (UNGA 28.1.2022; vgl.
UNGA 15.6.2022, UNGA 14.9.2022, UNGA 7.12.2022), so nahmen auch diese im Lauf der Jahre 2022 (UNGA 7.12.2022;
vgl. UNGA 27.2.2023) und in 2023 wieder ab (UNGA 20.6.2023; vgl. UNGA 18.9.2023, UNGA 1.12.2023). Die Gruppe
vertibte weiterhin Anschldge auf die Zivilbevdlkerung, insbesondere auf die schiitischen Hazara (HRW 12.1.2023; vgl.
UNAMA 22.1.2024). Die Taliban-Sicherheitskrafte fihrten Operationen zur Bekampfung des ISKP durch, unter anderem
in den Provinzen Kabul, Herat, Balkh, Faryab, Jawzjan, Nimroz, Parwan, Kunduz und Takhar (UNGA 20.6.2023).Hatten
sich die Aktivitdten des ISKP nach der Machtibernahme der Taliban zunachst verstarkt (UNGA 28.1.2022; vergleiche
UNGA 15.6.2022, UNGA 14.9.2022, UNGA 7.12.2022), so nahmen auch diese im Lauf der Jahre 2022 (UNGA 7.12.2022;
vergleiche UNGA 27.2.2023) und in 2023 wieder ab (UNGA 20.6.2023; vergleiche UNGA 18.9.2023, UNGA 1.12.2023).
Die Gruppe verubte weiterhin Anschlage auf die Zivilbevdlkerung, insbesondere auf die schiitischen Hazara (HRW
12.1.2023; vergleiche UNAMA 22.1.2024). Die Taliban-Sicherheitskrafte fihrten Operationen zur Bekdmpfung des ISKP
durch, unter anderem in den Provinzen Kabul, Herat, Balkh, Faryab, Jawzjan, Nimroz, Parwan, Kunduz und Takhar
(UNGA 20.6.2023).

Mit Verweis auf das United Nations Department of Safety and Security (UNDSS) berichtet IOM (International
Organization for Migration), dass organisierte Verbrechergruppen in ganz Afghanistan an Entfihrungen zur Erlangung
von Lésegeld beteiligt sind. 2023 wurden 21 Entfihrungen dokumentiert, 2024 waren es, mit Stand Februar 2024, zwei.
Anscheinend werden nicht alle Entfihrungen gemeldet, und oft zahlen die Familien das Losegeld. Die meisten
EntfUhrungen (soweit Informationen verfigbar waren) fanden in oder in der Ndhe von Wohnhdusern statt und nicht
auf der StralRe. Von den 21 im Jahr 2023 gemeldeten Entfiihrungen ereigneten sich vier in Kabul. Zwei der Vorfélle in
Kabul betrafen die Entfihrung ausldndischer Staatsangehoriger, wobei nur wenige Einzelheiten Uber die Umstande
der Entfihrungen bekannt wurden. Die Taliban-Sicherheitskrafte reagierten aktiv auf Entfihrungsfalle. Im Juni 2023
leiteten die Taliban beispielsweise in Kabul eine erfolgreiche Rettungsaktion eines entfihrten auslandischen
Staatsangehorigen. In der Provinz Balkh fiihrte eine Reaktion der Taliban gegen die Entfihrer im Februar 2023 zum Tod
eines EntfUhrers und zur Festnahme von zwei weiteren Personen (IOM 22.2.2024).

Im Zuge einer im Auftrag der Staatendokumentation von ATR Consulting im November 2021 in Kabul-Stadt, Herat-
Stadt und Mazar-e Sharif durchgefihrten Studie gaben 68,3 % der Befragten an, sich in ihrer Nachbarschaft sicher zu
fahlen. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass diese Ergebnisse nicht auf die gesamte Region oder das ganze Land
hochgerechnet werden kénnen. Die Befragten wurden gefragt, wie sicher sie sich in ihrer Nachbarschaft fiihlen, was
sich davon unterscheidet, ob sie sich unter dem Taliban-Regime sicher fiihlen oder ob sie die Taliban als
Sicherheitsgaranten betrachten, oder ob sie sich in anderen Teilen ihrer Stadt oder anderswo im Land sicher fihlen
wulrden. Das Sicherheitsgefuhl ist auch davon abhangig, in welchem Ausmal? die Befragten ihre Nachbarn kennen und
wie vertraut sie mit ihrer Nachbarschaft sind und nicht darauf, wie sehr sie sich in Sachen Sicherheit auf externe
Akteure verlassen. Nicht erfasst wurde in der Studie, inwieweit bei den Befragten Sicherheitsangste oder Bedenken in
Hinblick auf die Taliban oder Gruppen wie den ISKP vorliegen. In Bezug auf StralRenkriminalitdt und Gewalt gaben 70,7
% bzw. 79,7 % der Befragen an, zwischen September und Oktober 2021 keiner Gewalt ausgesetzt gewesen zu sein. An
dieser Stelle ist zu beachten, dass die Ergebnisse nicht erfassen, welche MaRnahmen der Risikominderung von den
Befragten durchgefihrt werden, wie z. B.: die Verringerung der Zeit, die sie aulRerhalb ihres Hauses verbringen, die
Anderung ihres Verhaltens, einschlieRlich ihres Kaufverhaltens, um weniger Aufmerksamkeit auf sich zu lenken, sowie
die Einschrankung der Bewegung von Frauen und Madchen im Freien (ATR/STDOK 18.1.2022).

Im Dezember 2022 wurde von ATR Consulting erneut eine Studie im Auftrag der Staatendokumentation durchgefiihrt.



Diesmal ausschlief3lich in Kabul-Stadt. Hier variiert das Sicherheitsempfinden der Befragten, was laut den Autoren der
Studie daran liegt, dass sich Ansichten der weiblichen und mannlichen Befragten deutlich unterscheiden. Insgesamt
gaben die meisten Befragten an, sich in ihrer Nachbarschaft sicher zu fihlen, wobei die relativ positive Wahrnehmung
der Sicherheit und die Antworten der Befragten, nach Meinung der Autoren, daran liegt, dass es vielen Befragten aus
Angst vor den Taliban unangenehm war, Uber Sicherheitsfragen zu sprechen. Sie weisen auch darauf hin, dass die
Sicherheit in der Nachbarschaft ein schlechtes Mal3 fur das Sicherheitsempfinden der Menschen und ihre Gedanken
Uber das Leben unter dem Taliban-Regime ist (ATR/STDOK 3.2.2023).

Verfolgungungspraxis der Taliban, neue technische Méglichkeiten
Letzte Anderung 2024-04-03 14:28

Trotz mehrfacher Versicherungen der Taliban, von VergeltungsmafBnahmen gegeniber Angehorigen der ehemaligen
Regierung und Sicherheitsbehérden abzusehen (AA 26.6.2023; vgl. USDOS 20.3.2023), wurde nach der
Machtibernahme der Taliban berichtet, dass diese auf der Suche nach ehemaligen Mitarbeitern der internationalen
Streitkrafte oder der afghanischen Regierung von Tur zu Tir gingen und deren Angehdrige bedrohten. Ein Mitglied
einer Rechercheorganisation, welche einen (nicht 6ffentlich zuganglichen) Bericht zu diesem Thema fur die Vereinten
Nationen verfasste, sprach von einer "schwarzen Liste" der Taliban und groBer Gefahr fur jeden, der sich auf dieser
Liste befande (BBC 20.8.2021a; vgl. DW 20.8.2021). Im Zuge der Machtibernahme im August 2021 hatten die Taliban
Zugriff auf Mitarbeiterlisten der Behorden (HRW 1.11.2021; vgl. NYT 29.8.2021), unter anderem auf eine biometrische
Datenbank mit Angaben zu aktuellen und ehemaligen Angehoérigen der Armee und Polizei bzw. zu Afghanen, die den
internationalen Truppen geholfen haben (Intercept 17.8.2021). Auch Human Rights Watch (HRW) zufolge kontrollieren
die Taliban Systeme mit sensiblen biometrischen Daten, die westliche Geberregierungen im August 2021 in
Afghanistan zurtickgelassen haben. Diese digitalen Identitats- und Gehaltsabrechnungssysteme enthalten personliche
und biometrische Daten von Afghanen, darunter Irisscans, Fingerabdriicke, Fotos, Beruf, Wohnadressen und Namen
von Verwandten. Die Taliban kénnten diese Daten nutzen, um vermeintliche Gegner ins Visier zu nehmen, und
Untersuchungen von Human Rights Watch deuten darauf hin, dass sie die Daten in einigen Fallen bereits genutzt
haben kénnten (HRW 30.3.2022). So wurde beispielsweise berichtet, dass ein ehemaliger Militaroffizier nach seiner
Abschiebung von Iran nach Afghanistan durch ein biometrisches Gerat identifiziert wurde und danach von den Taliban
gewaltsam zum Verschwinden gebracht wurde. Ein weiterer Ruckkehrer aus Iran berichtet, dass im Zuge der
Abschiebung aus Iran Daten der Ruckkehrer vom iranischen Geheimdienst an die Taliban weitergegeben werden (KaN
18.10.2023).Trotz mehrfacher Versicherungen der Taliban, von VergeltungsmalRnahmen gegenuber Angehorigen der
ehemaligen Regierung und Sicherheitsbehérden abzusehen (AA 26.6.2023; vergleiche USDOS 20.3.2023), wurde nach
der Machtibernahme der Taliban berichtet, dass diese auf der Suche nach ehemaligen Mitarbeitern der
internationalen Streitkrafte oder der afghanischen Regierung von Tur zu Tir gingen und deren Angehérige bedrohten.
Ein Mitglied einer Rechercheorganisation, welche einen (nicht 6ffentlich zuganglichen) Bericht zu diesem Thema fur die
Vereinten Nationen verfasste, sprach von einer "schwarzen Liste" der Taliban und grol3er Gefahr fir jeden, der sich auf
dieser Liste befande (BBC 20.8.2021a; vergleiche DW 20.8.2021). Im Zuge der Machtibernahme im August 2021 hatten
die Taliban Zugriff auf Mitarbeiterlisten der Behérden (HRW 1.11.2021; vergleiche NYT 29.8.2021), unter anderem auf
eine biometrische Datenbank mit Angaben zu aktuellen und ehemaligen Angehdrigen der Armee und Polizei bzw. zu
Afghanen, die den internationalen Truppen geholfen haben (Intercept 17.8.2021). Auch Human Rights Watch (HRW)
zufolge kontrollieren die Taliban Systeme mit sensiblen biometrischen Daten, die westliche Geberregierungen im
August 2021 in Afghanistan zurlickgelassen haben. Diese digitalen Identitats- und Gehaltsabrechnungssyst
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